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Art der baulichen Nutzung in Gewerbegebieten
Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Gewerbegebiete gem. § 8 BauNVO (GE) sind auf 
Grundlage von § 8 BauNVO folgende Nutzungsarten zulässig:
- Nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze 
  und öffentliche Betriebe
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude
- Anlagen für sportliche Zwecke
- Ausnahmsweise Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
Ausnahmsweise zulässig sind zudem Einzelhandelsteilnutzungen, die in direktem 
Zusammenhang mit der Produktion oder Dienstleistung des Gewerbebetriebes stehen 
und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse deutlich untergeordnet sind.
Folgende Nutzungsarten sind auf Grundlage von § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig:
- Klassische Einzelhandelsbetriebe und Handelsbetriebe mit Warenverkauf an Endverbraucher,
- Wohnnutzungen i. S. von § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO
- Vergnügungsstätten
- Tankstellen.
Geräuschkontingentierung in Gewerbegebieten
Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Gewerbegebiete sind ausschließlich Betriebe und 
Anlagen zulässig, deren Schallemissionen die folgenden Emissionskontingente nach DIN 
45691 weder tagsüber (06:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 bis 06:00 Uhr) überschreiten. 
GE 1      Tagsüber: 60 dB(A)      Nachts: 45 dB(A)
GE 2      Tagsüber: 63 dB(A)      Nachts: 48 dB(A)
GE 3      Tagsüber: 63 dB(A)      Nachts: 48 dB(A)
GE 4      Tagsüber: 66 dB(A)      Nachts: 51 dB(A)
GE 5      Tagsüber: 68 dB(A)      Nachts: 53 dB(A)
Der Nachweis über die Einhaltung dieser Kontingente ist gem. DIN 45691: 2006-12, 
Abschnitt 5, im Rahmen der Genehmigungsverfahren zu führen.
Für zu schützende Nutzungen im Plangebiet selbst ist der Immissionsschutz gem. TA Lärm 
nachzuweisen. Dabei ist auch das Spitzenpegelkriterium gem. TA Lärm für die umliegenden, 
relevanten Immissionsorte zu überprüfen.
Die entsprechenden Nachweise sind durch ein auf dem Gebiet des Schallschutzes erfahrenes
Sachverständigenbüro im Rahmen des Genehmigungsverfahrens der einzelnen 
Gewerbebetriebe zu erbringen
Maß baulicher Nutzung
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der maximal zulässigen 
Grundflächenzahl (GRZ), der maximal zulässigen Baumassenzahl (BMZ) und der 
maximalen Höhe baulicher Anlagen bestimmt. Die Vorgaben sind den teilflächenbezogenen 
Planeintragungen zu entnehmen.
Höhe baulicher Anlagen und Höhenbezugspunkte (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 BauNVO)
Innerhalb der Gewerbegebiete GE 1 und GE 2 ist die maximale Wandhöhe (WH, Schnittpunkt 
zwischen Außenwand und Dachfläche) baulicher Anlagen auf 9,00 m begrenzt. 
Als Bezugshöhe ist hier die mittlere Höhenlage des Fahrbahnrands der verkehrlich 
erschließenden Straßenfläche im Bereich des jeweiligen Baugrundstücks heranzuziehen.
Die maximale Giebelhöhe wird, gemessen über der Wandhöhe, auf 4,00 m begrenzt.
Innerhalb der Gewerbegebiete GE 3, GE 4 und GE 5 ist eine maximale Wandhöhe (WH, 
Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachfläche) baulicher Anlagen von 15,00 m, 
gemessen von der bergseitigen, natürlichen Geländeoberkante in der Gebäudemitte, zulässig. 
Die Höhenlage des natürlichen Geländes ist dem vorliegenden Geländeaufmaß, Erstellungs-
jahr 2017, zu entnehmen, das nachrichtlich in der Planzeichnung dargestellt ist. 
Die maximale Giebelhöhe wird, gemessen über der Wandhöhe, auf 5,00 m begrenzt.
Die vorangehend festgesetzten, zulässigen Gesamthöhen baulicher Anlagen dürfen durch 
untergeordnete Dachaufbauten für technische Einrichtungen, z. B. Lüftungsanlangen, 
Photovoltaikanlagen sowie durch untergeordnete Bauteile überschritten werden, sofern 
sie auf die technisch notwendige Höhe beschränkt werden.

3.1

3.2

3.3

3.4

Bauweise
Für die Gewerbegebiete wird eine abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt: 
GE1 und GE 2   Bauliche Anlagen sind im Sinne der offenen Bauweise gem. § 22 Abs. 2 
                          BauNVO, jedoch mit einer maximalen Gebäudelänge von 60 m zu errichten. 
GE 3, 4 und 5    Bauliche Anlagen sind im Sinne der offenen Bauweise gem. § 22 Abs. 2 
                          BauNVO, jedoch mit einer maximalen Gebäudelänge von 180 m zu errichten.
Die Abstandsflächen nach Bayerischer Bauordnung (Art. 6 BayBO) sind grundsätzlich 
einzuhalten.
 
Überbaubare Grundstücksfläche
Die überbaubaren Flächen sind zeichnerisch durch Baugrenzen festgesetzt.

Nebenanlagen, Garagen und Carports
Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO (z. B. Anlagen zur Müllentsorgung, 
Gasversorgungsanlagen, Geräteschuppen), Garagen und Carports sind lediglich innerhalb 
der festgesetzten Baugrenzen zulässig. Sie sind bei der Ermittlung der zulässigen 
Grundfläche gem. § 19 Abs. 4 BauNVO mitzurechnen. Vorschriften der Bayerischen 
Bauordnung zur Abstandsflächenermittlung sind grundsätzlich zu beachten.
Offene PKW- und LKW-Stellflächen, offene Lagerflächen
Nicht überdachte oder eingehauste PKW- und LKW-Stellplätze sowie Lagerflächen sind nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Befestigte Stellplätze und Lager-
flächen sind bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche gem. § 19 Abs. 4 BauNVO 
mitzurechnen. Vorschriften der Bayerischen Bauordnung zur Abstandsflächenermittlung sind 
grundsätzlich zu beachten.
Grundflächenbegrenzung für PKW-Stellplätze, ein- und mehrgeschossige Parkanlagen
Offene, private bzw. gewerbliche PKW-Stellplätze, die die Stellplatzpflicht nach § 47 BayBO 
sicherstellen, sowie die Grundflächen ein- oder mehrgeschossiger PKW-Parkdecks bzw. 
Parkhäuser, dürfen maximal 15 % der Gesamtfläche eines Gewerbebaugrundstückes 
einnehmen. Diese Regelung gilt nicht für PKW-Stellplätze, die in oder auf gewerblichen 
Betriebsgebäuden errichtet, also flächen- und ressourcenschonend in ohnehin erforderliche 
Betriebsgebäude integriert werden.
Ebenfalls ausgenommen sind Baugrundstücke, die ausschließlich für die Errichtung eines 
zentralen Parkdecks bzw. eines Parkhauses innerhalb eines Gewerbequartiers vorgesehen 
werden. Da derartige Anlagen dann einem oder mehreren Gewerbebetrieben zugeordnet 
werden, ist die Flächenanteilsberechnung hier zusammen mit den dienenden Betriebsgrund¬
stücken durchzuführen.

Öffentliche Grünflächen
Für die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB festgesetzten Grünflächen wird die Zweckbestim-
mung „Siedlungsökologie, Quartiergliederung und –eingrünung“ festgesetzt. Sie sind von 
Bebauung und Versiegelung freizuhalten. Die zur Erschließung der Baugrundstücke 
erforderlichen Grundstückszufahrten, ausgehend von den geplanten Erschließungsstraßen, 
Fluchtwege und Feuerwehrzufahrten sind jedoch zulässig. Grünflächenanteile, für die keine 
ergänzenden Pflanzbestimmungen getroffen werden, sind zu begrünen und fachgerecht zu 
unterhalten.
Ortsrandgestaltung an der Bundesstraße B8
Die entlang der Bundesstraße B8 vorgesehenen Grünflächen sind entsprechend den 
zeichnerischen Festsetzungen mit naturnahen Baum-/Strauchheckenriegeln im mindestens 
2-reihigen Pflanzverband sowie begleitenden Gras-/Krautsäumen zu bepflanzen und durch 
naturraumtypische Laubbaum- oder Obstpflanzungen zu gliedern. 
Von den zeichnerisch festgesetzten Baum- und Strauchquartieren kann unter Berück¬
sichtigung der zur Bundesstraße B8 einzuhaltenden Abstandsflächen abgewichen werden, 
sofern es für eine effektive Flächennutzung bzw. -pflege erforderlich ist.
Die Artenzusammensetzung ist unter Berücksichtigung der Pflanzempfehlungen gem. 
den Hinweisen 5.1, 5.2 und 5.3 festzulegen. Pflanzausfälle sind in Anlehnung an diese 
Pflanzempfehlungen zu ersetzen.
Baumpflanzungen auf öffentlichen Grünflächen entlang 
der mittleren Entwässerungsachse im Plangebiet
Die vorgesehenen Entwässerungsflächen zwischen den Gewerbeteilflächen GE 3, 4 und 5 
im mittleren Plangebiet sind entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen mit 
standortgerechten Laubbäumen sowie begleitenden Gras-/Krautsäumen zu bepflanzen. 
Von den zeichnerisch festgelegten Pflanzstandorten kann abgewichen werden, sofern es für 
eine effektive Flächennutzung bzw. -pflege erforderlich ist. 
Darüber hinausgehend sollten die Artenzusammensetzung, die Mindestpflanzqualitäten 
und die Pflanzabstände unter Berücksichtigung der in den Hinweisen 5.1 (naturraum-
typische Laubbaumarten) und 5.2 (ortstypische Obstbaumsorten) zusammengestellten 
Pflanzempfehlungen festgelegt werden. Pflanzausfälle sind in Anlehnung an die voran-
gehenden Pflanzvorgaben zu ersetzen.
Pflanzung von Laubbäumen im Straßenraum und entlang von Fuß- und Radwegen
Der geplante Verkehrsraum ist entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen mit 
standortgerechten Laubbäumen sowohl auf öffentlichen, wie auch auf privaten 
Grundstücksflächen zu akzentuieren. 
Von den zeichnerisch festgelegten Pflanzstandorten kann abgewichen werden, sofern es für 
eine effektive Flächennutzung der Baugrundstücke (Zufahrten, Gebäudestellung) erforderlich 
ist. Je Baumstandort ist eine wasser- und luftdurchlässige Fläche von mindestens 9 m² 
vorzusehen. 
Darüber hinausgehend sollten die Artenzusammensetzung, die Mindestpflanzqualitäten 
und die Pflanzabstände unter Berücksichtigung der in den Hinweisen 5.1 (naturraumtypische 
Laubbaumarten) und 5.2 (ortstypische Obstbaumsorten) zusammengestellten Pflanzemp-
fehlungen festgelegt werden.
Pflanzausfälle sind in Anlehnung an die vorangehenden Pflanzvorgaben zu ersetzen.
Durchgrünung der Bauflächen
Innerhalb der festgesetzten Bauflächen ist je 1.000 m² Grundstücksfläche mindestens ein 
naturraumtypischer Laubbaum oder ein hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen und langfristig 
zu erhalten. Die Pflanzstandorte innerhalb der Grundstücksflächen sind variabel und können 
an den jeweiligen, betrieblichen Flächenanforderungen ausgerichtet werden. Zeichnerisch 
festgesetzte Pflanzgebote auf privaten Baugrundstücken (z. B. entlang der Fußwege) können 
angerechnet werden. Je Baumstandort ist eine wasser- und luftdurchlässige Fläche von 
mindestens 9 m² vorzusehen, um die Entfaltung der Gehölze sicher zu stellen. 
Darüber hinausgehend sollten die Artenzusammensetzung, die Mindestpflanzqualitäten 
und die Pflanzabstände unter Berücksichtigung der in den Hinweisen 5.1 (naturraumtypische 
Laubbaumarten) und 5.2 (ortstypische Obstbaumsorten) zusammengestellten Pflanzemp¬
fehlungen festgelegt werden. Pflanzausfälle sind in Anlehnung an die vorangehenden 
Pflanzvorgaben zu ersetzen.
K1 – Naturnahe Ortsrandgestaltung im nördlichen und südlichen Plangebiet
Die zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung festgesetzten Flächen K1 im nördlichen und
südlichen Grenzbereich des Plangebietes sind entsprechend den zeichnerischen 
Festsetzungen mit naturnahen Baum-/ Strauchheckenriegeln im 5-reihigen Pflanzverband 
sowie begleitenden Gras-/Krautsäumen und einzelnen gliedernden, naturraumtypischen 
Laub- oder Obstbäumen zu bepflanzen. 
Die in den Pflanzempfehlungen zu naturraumtypischen Laubbäumen (Hinweise 5.1), orts-
typischen Obstbaumsorten (Hinweise 5.2) und naturraumtypischen Straucharten (Hinweise 
5.3) enthaltenen Gehölzarten, Pflanzqualitäten und Pflanzabstandsflächen sind vor dem 
Hintergrund der naturschutzfachlich ausgerichteten Entwicklungsziele als abschließend 
und verbindlich zu betrachten. Nadelgehölze, Ziergehölze und kleinkronige Zuchtformen 
naturraumtypischer Laubbaumarten sind nicht zulässig. Von den zeichnerisch festgesetzten 
Pflanzstandorten kann zur Sicherstellung einer fachgerechten Flächenbewirtschaftung und 
–pflege abgewichen werden. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen.
Die eingebundenen Entwässerungsgräben zur Aufnahme, Rückhaltung und Abführung von 
unbelastetem Oberflächen- und Dachwasser sind in unbefestigter, naturnaher Bauweise 
anzulegen, organisch auszuformen und mit Flachuferpartien sowie Altgras- oder Hoch-
staudensäumen auszustatten. Die Sicherung von Einläufen mit Natursteinsätzen ohne 
Mörtelverbund ist zulässig.
Gehölzbegleitende Gras-/Krautsäume sind als extensive, 1- bis 2-schürige Gras-/ 
Krautstrukturen zu entwickeln und von Ablagerungen jedweder Art grundsätzlich freizuhalten. 
Eine extensive Wechselweidewirtschaft ist ergänzend oder alternativ möglich.
Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist auf den Entwicklungsflächen nicht 
zulässig.
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Bauweise und überbaubare Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und Abschnitt 3 BauNVO

Art und Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, Abschn. 1 und 2 BauNVO)

Flächen für Nebenanlagen und Flächen für Stellplätze und Garagen 
(§ 9 Abs. 1 Nrn. 4, 11 BauGB i. V. m. §§ 12, 14, 21a BauNVO) 

Grünordnerische und naturschutzfachliche Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20, 25 BauGB)

4. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (Art. 81 BayBO)

5.3

Naturraumtypische Laubbäume
- Acer campestre (Feldahorn)
- Acer pseudoplatanus (Bergahorn)
- Betula pendula (Weißbirke)
- Carpinus betulus (Hainbuche)
- Fagus sylvatica (Rotbuche)
- Fraxinus excelsior (Gemeine Esche)
  (auf frischen - feuchten Standorten)
- Pyrus pyraster (Wildbirne, Holzbirne)
- Quercus robur (Stieleiche)
- Quercus petraea (Traubeneiche)
- Tilia cordata (Winterlinde)

5.1

5. TEXTLICHE HINWEISE
Ortstypische Obstarten/-sorten
- Apfel „Biesterfelder Renette“
- Apfel „Geheimrat Oldenburg“
- Apfel „Gewürzluiken“
- Apfel „Gravensteiner“
- Apfel „Jakob Fischer“
- Apfel „Goldrenette von Blenheim“
- Apfel „Kaiser Wilhelm“
- Apfel „Klarapfel“
- Apfel „Lohrer Rambur“
- Apfel „Ontario Apfel“
- Apfel „Rheinischer Bohnapfel“
- Apfel „Roter Boskoop“
- Apfel „Winterrambur“ 
- Zwetschge „Graf Althans“
- Zwetschge „Hauszwetsche“
- Zwetschge „Wangenheims Frühzwetsche“
- Birne „Gellerts Butterbirne“
- Birne „Clapps Liebling“
- Birne „Gute Graue“
- Birne „Oberösterreichische Weinbirne“
- Heimische Wildobstarten
   (Vogelbeere, Vogelkirsche, Wildapfel, Holzbirne)

5.2

Dachformen und -neigungen
Alle Dachformen und –neigungen sind zulässig.
Fassadengestaltung
Innerhalb der altortnahen und straßenbegleitenden Gewerbegebietsteilflächen GE1 und GE 2
ist die Verwendung leuchtender und reflektierender Materialien und Farben an 
Gebäudefassaden, mit Ausnahme von Sonnenkollektoren oder Solarzellen, nicht zulässig. 
Großflächige, baulich nicht gegliederte Gebäudefassaden über 250 qm sind mit geeigneten 
Kletterpflanzen zu begrünen oder durch eine hochwüchsige Begrünung des Gebäude-
vorfeldes, z. B. durch vorgelagerte Baumreihen, aufzulockern (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO).
Begrünung von Dachflächen
Um den Oberflächenwasserrückhalt und den örtlichen Wärmeausgleich im Siedlungsraum 
zu fördern, sind mindestens 50 % aller Dachflächen (Haupt- wie Nebengebäude) extensiv zu 
begrünen. Ein entsprechender Nachweis ist im Rahmen des Vorhabengenehmigungs-
verfahrens zu führen.
Oberflächengestaltung von Stellplätzen, Wegen, Plätzen und Lagerflächen 
innerhalb der Bauflächen
PKW-Stellplätze, Wege, Platz- und Lagerflächen auf Baugrundstücken sind einschließlich 
Unterbau aus versickerungsfähigen Materialien, beispielsweise Rasenfugen-, Rasengitter-, 
Dränfugen- oder Dränpflaster herzustellen. Hiervon ausgenommen sind betriebliche 
Umgangsflächen und immissionsgefährdete Flächen, deren Vollversiegelung zum Schutz 
des Naturhaushalts erforderlich ist.
Oberflächengestaltung nicht überbauter und nicht überbaubarer Teilflächen
Nicht überbaubare Teilflächen innerhalb der festgesetzten Gewerbe- und Sonderbauflächen, 
die betriebsbedingt nicht für Stell- oder Lagerplätze benötigt werden, wie auch nicht überbaute 
Teilflächen innerhalb der festgesetzten Baugrenzen sind vor Oberflächenbefestigungen und 
–versiegelungen zu bewahren und zu begrünen.
Einfriedung von Baugrundstücken
Die maximale Höhe von Grundstückseinfriedigungen wird mit 2,00 m, straßenseitig gemessen 
an der Gehsteigoberkante, rückwärtig gemessen an der jeweils anstehenden Gelände-
oberkante, festgesetzt. Zulässig sind Stahlgitter oder Maschendrahtausführungen, jeweils 
ohne Anlagensockel.
Werbeanlagen
Werbeanlagen sind nur innerhalb der festgesetzten Baugrenzen zulässig; sie dürfen den 
Baukörper in der Höhe nicht überragen und auf Dachflächen nicht errichtet werden.
In Ausnahmefällen können Werbeanlagen auch außerhalb der Baugrenzen zugelassen 
werden, sofern sie sich in das städtebauliche Umfeld einfügen und den Baukörper in 
der Höhe nicht überragen.
Wechselnde oder bewegte Lichteffekte, wie auch grelle Farbgebungen an Werbeanlagen
sind nicht zulässig.
KfZ-Stellplatznachweis
Der betriebsbedingt erforderliche KfZ-Stellflächenbedarf ist vollständig auf dem Betriebs-
grundstück oder einem hierfür zu beanspruchenden Baugrundstück innerhalb des Gewerbe-
gebietes zu decken.

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

4.7

4.8

Baugrenze gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

1.3
1.4

1.5

1.6

1.7

1.8

Art und Maß der baulichen Nutzung

GRZ 0,80
BMZ 7,0
BMZ 10,0
a Lmax 60,0
a Lmax 180,0

WHmax 9,0
WHmax 15,0
GHmax 4,0
GHmax 5,0
63/48 dB(A)
60/45 dB(A)
66/51 dB(A)
68/53 dB(A)

Grundflächenzahl 0,80 gem. § 16 i. V. m. § 19 BauNVO
Baumassenzahl 7,0 bzw. 10,0 gem. § 16 i. V. m. § 21 BauNVO

abweichende Bauweise i. S. der offenen Bauweise, 
max. Gebäudelänge 60 m bzw. 180 m
gem. § 22 BauNVO; vgl. textliche Festsetzung
Maximale Wandhöhe 9,0 bzw. 15,0 m gem. § 16 BauNVO
vgl. textl. Festsetzung
Maximale Giebelhöhe 4,0 bzw. 5,0 m gem. § 16 BauNVO
vgl. textl. Festsetzung
Geräuschkontingent tags 63 dB(A), nachts 48 dB(A)
                         bzw. tags 60 dB(A), nachts 45 dB(A)

Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche, Gebäudestellung
1.9

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungs- und Grünordnungs-
planes "Gewerbepark Söllershöhe Altfeld" gem. § 9 Abs. 7 BauGB

Straßenverkehrsfläche gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

1.21

Verkehrsflächen

Grünflächen, Grünordnung, Naturschutz

Sonstige Planzeichen und Festsetzungen

1.10
1.11

1.12

1.15

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB:

Anpflanzung von Laubbäumen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

2. ZEICHNERISCHE HINWEISE

Mögliche Abgrenzung von Baugrundstücken

2.1

2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

2.7

Fuß- und Radwege mit verkehrlicher Notfallerschließungs-
funktion für die Gewerbestandorte
Fuß- und Radwege, teils mit landwirtschaftlicher Erschließungsfunktion

Elektrische Versorgungsanlage: Umspannwerk gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Flächen für Versorgungsanlagen und zur Rückhaltung 
und Versickerung von Niederschlagswasser
1.13

Öffentliche Grünfläche gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB, Zweckbestimmungen:
Siedlungsökologie, Quartiergliederung und -eingrünung (vgl. textl. Festsetzungen)

Anpflanzung von Sträuchern gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Erhaltung von Strauchbeständen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB1.18
1.19
1.20

Höhenschichtlinien, 1,00 m - Raster
(nachrichtliche Übernahmen: DGM 1, bayer. LVG 2017)

1.16 Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(naturschutzrechtliche Kompensationsflächen, vgl. textl. Festsetzungen):

1. ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN 
gem. § 9 Abs. 1 BauGB

Baumaßgrenze zwischen Gewerbegebietsteilflächen
gem. 16 Abs. 5 BauNVO (vgl. Baunutzungsschablonen)

M 1:1.000 N 0 25 50 m

Kartenhintergrund: Bayer. Vermessungsverwaltung 2017, ALKIS Datensatz

110 kV Hochspannungs-Freileitung Trennfeld - Harrbach,
Ltg. Nr. Ü15.0., mit eingetragener Baubeschränkungszone beidseits 
des Trassenverlaufs (nachrichtliche Übernahme, bayernwerk Netz GmbH)
Mittelspannungs-Erdleitung (nachrichtliche Übernahme)
Schmutzwasserkanal (nachrichtliche Übernahme)
Trinkwasserleitung (nachrichtliche Übernahme)
Bauverbotszone an der Bundesstraße B8: 
20 m Abstand zum Fahrbahnrand gem. § 9 Abs. 1 FStrG
Baubeschränkungszone an der Bundesstraße B8:
40 m Abstand zum Fahrbahnrand gem. § 9 Abs. 2 FStrG
(Zustimmung der Landesstraßenbauverwaltung zu genehmigungspflichtigen 
Bauvorhaben erforderlich )

Gewerbegebiet
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 8 BauNVOGE

Art der baulichen Nutzung

Bauweise

Grundflächenzahl
(GRZ)

Max. Wandhöhe
(WHmax)

Max. Giebelhöhe
(GHmax)

Geräuschkontingente
tags / nachts

Baumassenzahl
(BMZ)

Festsetzungen durch Baunutzungsschablonen in der Planurkunde:

1.1

1.2

Landwirtschaftlicher Weg, Feldwirtschaftswege

Rückhaltung und Führung von unbelastetem Niederschlagswasser
(offene Gräben und Retentionsflächen) gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB1.14

K1
K2
K3

K4

K5

Naturnahe Ortsrandgestaltung im nördlichen und südlichen Plangebiet
Entwicklung strukturreicher Hangflächen im östlichen Plangebiet
Entwicklung weitständiger Laubbaum- und Obsthaine mit ergänzenden 
Baum-/Strauchheckenriegeln im südwestlichen und mittleren Plangebiet
Entwicklung naturnaher Retentionssenken mit begleitenden 
Gehölzgruppen auf Extensivgrünland im mittleren und östlichen Plangebiet
Entwicklung eines naturnahen Feldgehölzes
im südwestlichen Plangebiet

1.17 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 15 BauGB (Baum-/Strauchheckenriegel, Feldgehölze)

Bereiche ohne Grundstücksein- und -ausfahrten gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB
(Straßenabschnitte, die Baugrundstücke verkehrlich nicht unmittelbar erschließen)

Bestehende Versorgungsleitungen im Planungsraum:

S

S
K
W

Vorgesehene Anbindung des Gewerbeparks an die Bundesstraße B8
(nachrichtliche Übernahme Ingenieurbüro BRS, Marktheidenfeld 2016)

ALTFELD

Bu
nd
ess
tra
ße
 B8

2,5    6,5       1,5

Voraussichtliche Gliederung des Straßenraums in Straßenverkehrsfläche, 
Fuß-/Radwege, Grünstreifen und Entwässerungsgräben mit Bemaßung
(vgl. textl. Begründung)

K2 – Entwicklung strukturreicher Grünflächen auf Hangstandorten im östlichen Plangebiet
Die zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung festgesetzten Hangflächen K2 im östlichen 
Planungsgebiet sind entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen mit einem 
weitständigen Laubbaum- oder Obsthain auf Extensivgrünland und gliedernden, naturnahen 
Baum-/ Strauchheckenriegeln im 5-reihigen Pflanzverband auszustatten. 
Die in den Pflanzempfehlungen zu naturraumtypischen Laubbäumen (Hinweise 5.1), orts-
typischen Obstbaumsorten (Hinweise 5.2) und naturraumtypischen Straucharten (Hinweise 
5.3) enthaltenen Gehölzarten, Pflanzqualitäten und Pflanzabstandsflächen sind vor dem 
Hintergrund der naturschutzfachlich ausgerichteten Entwicklungsziele als abschließend und 
verbindlich zu betrachten. Nadelgehölze, Ziergehölze und kleinkronige Zuchtformen 
naturraumtypischer Laubbaumarten sind nicht zulässig. Von den zeichnerisch festgesetzten 
Pflanzstandorten kann zur Sicherstellung einer fachgerechten Flächenbewirtschaftung und 
–pflege abgewichen werden. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Die in die Planurkunde 
nachrichtlich übernommene Schutzzone der Hochspannungsfreileitung (25 m beidseits der 
Leitung) ist dabei von Baumpflanzungen freizuhalten.
Die eingebundenen Entwässerungsgräben zur Aufnahme, Rückhaltung und Abführung von 
unbelastetem Oberflächen- und Dachwasser sind in unbefestigter, naturnaher Bauweise 
anzulegen, organisch auszuformen und mit Flachuferpartien sowie Altgras- oder Hoch-
staudensäumen auszustatten. Die Sicherung von Einläufen mit Natursteinsätzen ohne 
Mörtelverbund ist zulässig.
Die begleitenden Grünlandbestände auf Hangstandorten sind durch die regelmäßige Mahd 
und/oder Wechselweidewirtschaft als ein- bis zweischürige Wiesenflächen zu pflegen. 
Hierbei sind Pflegeeingriffe nicht vor dem 15. Juli durchzuführen und Standweiden grund-
sätzlich ausgeschlossen. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist auf den 
Entwicklungsflächen nicht zulässig.
K3 – Entwicklung weitständiger Laubbaum- und Obsthaine 
im südwestlichen und mittleren Plangebiet
Die zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung festgesetzten Grünflächenanteile im 
südwestlichen und mittleren Bereich (entlang des Eichenfürster Weges) des Plangebietes 
sind entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen mit einem weitständigen Laubbaum- 
oder Obsthain auf Extensivgrünland zu bepflanzen. Im Grenzbereich zu gewerblichen 
Nutzflächen sind entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen ergänzende, naturnahe 
Baum-/Strauchheckenriegel im 3-reihigen Pflanzverband anzulegen.
Die in den Pflanzempfehlungen zu naturraumtypischen Laubbäumen (Hinweise 5.1), orts-
typischen Obstbaumsorten (Hinweise 5.2) und naturraumtypischen Straucharten (Hinweise 
5.3) enthaltenen Gehölzarten, Pflanzqualitäten und Pflanzabstandsflächen sind vor dem 
Hintergrund der naturschutzfachlich ausgerichteten Entwicklungsziele als abschließend 
und verbindlich zu betrachten. Nadelgehölze, Ziergehölze und kleinkronige Zuchtformen 
naturraumtypischer Laubbaumarten sind nicht zulässig. Von den zeichnerisch festgesetzten 
Pflanzstandorten kann zur Sicherstellung einer fachgerechten Flächenbewirtschaftung und 
–pflege abgewichen werden. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen.
Der entlang des Eichenfürster Weges eingebundene Entwässerungsgraben zur Aufnahme, 
Rückhaltung und Abführung von unbelastetem Oberflächen- und Dachwasser ist in unbe-
festigter, naturnaher Bauweise anzulegen, organisch auszuformen und mit Flachuferpartien 
sowie Altgras- oder Hochstaudensäumen auszustatten. Die Sicherung von Einläufen mit 
Natursteinsätzen ohne Mörtelverbund ist zulässig.
Die begleitenden Grünlandbestände sind durch die regelmäßige Mahd und/oder 
Wechselweidewirtschaft als ein- bis zweischürige Wiesenflächen zu pflegen. Hierbei sind 
Pflegeeingriffe nicht vor dem 15. Juli durchzuführen und Standweiden grundsätzlich 
ausgeschlossen. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist auf den Entwicklungs-
flächen nicht zulässig.
K4 – Entwicklung naturnaher und strukturreicher Retentionssenken im mittleren 
und östlichen Plangebiet
Die zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung festgesetzte Geländesenke im mittleren 
Plangebiet ist in Anlehnung an die zeichnerischen Hinweise mit organisch auszuformenden 
und flach anzustauenden Geländesenken zur Aufnahme, Rückhaltung, Verdunstung und 
Abführung von unbelastetem Oberflächen- und Dachwasser der Bau- und Erschließungs-
flächen auszustatten. Die Geländesenken sind in unbefestigter Bauweise (keine großflächigen 
Sohl- und Uferverbauungen) mit ausgeprägten Flachuferpartien und einer maximalen 
Einstauhöhe von 0,75 m im mittleren und 1,50 m im östlichen Plangebiet (großflächiges 
Retentions-Erdbecken am Techengraben) herzustellen. Die Sicherung von Über- und 
Einläufen mit Natursteinsätzen ohne Mörtelverbund ist zulässig.
Die periodisch wasserführenden Rückhaltungen sind entsprechend den zeichnerischen 
Festsetzungen in Randbereichen mit naturnahen Baum-/Strauchgruppen anzureichern. 
Die in den Pflanzempfehlungen zu naturraumtypischen Laubbäumen (Hinweise 5.1) und 
naturraumtypischen Straucharten (Hinweise 5.3) enthaltenen Gehölzarten, Pflanzqualitäten 
und Pflanzabstandsflächen sind vor dem Hintergrund der naturschutzfachlich ausgerichteten 
Entwicklungsziele als abschließend und verbindlich zu betrachten. Nadelgehölze, Ziergehölze 
und kleinkronige Zuchtformen naturraumtypischer Laubbaumarten sind nicht zulässig. 
Von den zeichnerisch festgesetzten Pflanzstandorten kann zur Sicherstellung einer 
fachgerechten Flächenbewirtschaftung und –pflege abgewichen werden. 
Abgängige Gehölze sind zu ersetzen.
Die begleitenden Grünlandbestände sind durch die regelmäßige Mahd und/oder 
Wechselweidewirtschaft als ein- bis zweischürige Wiesenflächen zu pflegen. Hierbei sind 
Pflegeeingriffe nicht vor dem 15. Juli durchzuführen und Standweiden grundsätzlich 
ausgeschlossen. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist auf den 
Entwicklungsflächen nicht zulässig.
K5 – Entwicklung eines naturnahen Feldgehölzes im südwestlichen Plangebiet
Die zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung festgesetzte Fläche K5 im südwestlichen 
Grenzbereich des Plangebietes ist entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen durch 
mehrreihige Pflanzverbände mit standortheimischen Baum- und Straucharten als naturnah 
gestuftes Feldgehölz mit einer Gesamtstrukturbreite von etwa 25 m zu entwickeln. 
Die in den Pflanzempfehlungen zu naturraumtypischen Laubbäumen (Hinweise 5.1), orts-
typischen Obstbaumsorten (Hinweise 5.2) und naturraumtypischen Straucharten (Hinweise 
5.3) enthaltenen Gehölzarten, Pflanzqualitäten und Pflanzabstandsflächen sind vor dem 
Hintergrund der naturschutzfachlich ausgerichteten Entwicklungsziele als abschließend 
und verbindlich zu betrachten. Nadelgehölze, Ziergehölze und kleinkronige Zuchtformen 
naturraumtypischer Laubbaumarten sind nicht zulässig.
Bauzeitenbegrenzung, Erschließung und Baufeldräumung
Erschließungsmaßnahmen und die Baufeldräumung sind außerhalb der prioritären Vogelbrut-
zeiten einzuleiten, um artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen gem. § 44 BNatSchG 
vorzubeugen. Ein geeigneter Einleitungszeitraum besteht zwischen Anfang August und Ende 
Februar. Hiervon kann abgewichen werden, wenn im Vorfeld der Baumaßnahmen durch 
einen Sachverständigen nachgewiesen werden kann, dass erhebliche Auswirkungen nicht zu 
erwarten sind, insbesondere potenzielle Brutstätten der Offenlandbrüter zu Baubeginn nicht 
besetzt sind.
Artenhilfsmaßnahmen für die Brutvogelarten Felderche und Wiesenschafstelze
Die im Weiteren angeführten, intensiv landwirtschaftlich genutzten Flurstücke mit einer 
Gesamtfläche von etwa 15,78 ha werden dem Bebauungs- und Grünordnungsplan 
„Gewerbepark Söllershöhe, Altfeld“ auf Grundlage von § 9 Abs. 1a BauGB i. V. m. 
§ 1a Abs. 3 BauGB als Flächen zum Ausgleich von unvermeidbaren Beeinträchtigungen 
des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes zugeordnet (vgl. hierzu B-Plan-Anlage 
„Zuordnung externer, naturschutzrechtlicher Kompensationsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen):

Auf den betreffenden Grundflächen sind nachfolgende, produktionsintegrierte 
Artenhilfsmaßnahmen für die beiden erheblich betroffenen Brutvogelarten Feldlerche 
und Wiesenschafstelze nachzuweisen.
A) Feldlerchenfenster
In Getreide- und Maiskulturen mit einer Gesamtfläche von 8,0 ha sind 40 Feldlerchenfenster 
nach folgenden Maßgaben anzulegen:
- Feldlerchenfenster sind in einer Flächengröße von jeweils 20 bis 25 m² und in regelmäßiger 
  Verteilung über die Ackerflächen vorzusehen.
- Je ha intensiv genutzter Ackerfläche sind 5 Lerchenfenster umzusetzen. Die betreffenden 
  Fehlstellen innerhalb der Kulturflächen können jährlich zwischen dem 01.09. und dem 01.03. 
  (außerhalb der Vogelbrutzeit) verlagert werden.
- Sie sind bei der Feldfruchtansaat grundsätzlich auszusparen und als Rohbodenstandorte 
  zu belassen, können jedoch in die übrige, fachgerechte Feldbewirtschaftung (Düngung,
  Pflanzenschutzmitteleinsatz, Bodenbearbeitung außerhalb der Brutzeiten u. ä.) einbezogen 
  werden.
- Zu größeren Feldgehölzen, Baum-/Strauchhecken, Wäldern, Freileitungstrassen, stark 
  frequentierten Straßen und Siedlungsrändern ist mit Feldlerchenfenstern ein Mindestabstand 
  von etwa 100 m einzuhalten. Von Feldwirtschaftswegen und untergeordneten Straßen ist 
  ein Abstand von mindestens 25 m einzuhalten. 
- Exponierte Standorte sind bei der Anlage von Feldlerchenfenstern gegenüber Senkenlagen 
  zu bevorzugen.
- Feldlerchenfenster sind vorrangig in Wintergetreidekulturen vorzusehen, können jedoch 
  auch in Sommergetreidefeldern, Mais- und Rapskulturen umgesetzt werden.
B) Ackerbrachen
Auf einer Gesamtfläche von 2,5 ha sind Brachflächen bzw. Brachestreifen nach folgenden 
Maßgaben anzulegen:
- Zu größeren Feldgehölzen, Baum-/Strauchhecken, Wäldern, Freileitungstrassen, stark 
  frequentierten Straßen und Siedlungsrändern ist mit Maßnahmenflächen ein Mindestabstand 
  von etwa 100 m einzuhalten.
- Bei der Anlage von Brachflächen ist eine Mindestflächengröße von 2.000 m² umzusetzen, 
  die sowohl flächig, als auch streifenförmig, bei einer Mindestbreite von 10 m in Feldkulturen 
  integriert werden kann.
- Die Brachflächen sind der spontanen Begrünung (Sukzession) zu unterwerfen, können 
  alternativ jedoch auch durch eine sehr lückige Einsaat von standorttypischen Ackerwildkräutern 
  oder Getreide begrünt werden (Deckungsgrad unter 50 %).
- Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, wie auch die mechanische 
  Unkrautbekämpfung sind auf den Maßnahmenflächen zwischen dem 15.03. 
  und dem 01.07. nicht zulässig.
C) Extensiver Ackerbau
Auf einer Gesamtfläche von 5,0 ha sind lückige Getreidekulturen nach folgenden Maßgaben 
anzulegen:
- Zu größeren Feldgehölzen, Baum-/Strauchhecken, Wäldern, Freileitungstrassen, stark 
  frequentierten Straßen und Siedlungsrändern ist mit Maßnahmenflächen ein Mindestabstand 
  von etwa 100 m einzuhalten.
- Einzelne Maßnahmenflächen sind in einer zusammenhängenden Wirtschaftseinheit von 
  mindestens 10.000 m² vorzusehen. Kleinflächigere Wirtschaftseinheiten sind nicht zulässig.
- Bei der Getreideeinsaat ist, gemessen an der guten fachlichen Praxis, mindestens der doppelte 
  Saatreihenabstand zu wählen. Der Saatreihenabstand soll vor diesem Hintergrund 
  mindestens 0,20 m betragen.
- Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, wie auch die mechanische 
  Unkrautbekämpfung, sind auf den Maßnahmenflächen zwischen dem 15.03. 
  und dem 01.07. nicht zulässig.
D) Extensive Grünlandwirtschaft
Auf einem Flächenanteil von bis zu 10 % der für Artenhilfsmaßnahmen erforderlichen 
Gesamtfläche von 15,5 ha können an Stelle der Maßnahmentypen A) bis C) 
Grünlandextensivierungsmaßnahmen nach folgenden Maßgaben vorgesehen werden:
- Zu größeren Feldgehölzen, Baum-/Strauchhecken, Wäldern, Freileitungstrassen, stark 
  frequentierten Straßen und Siedlungsrändern ist mit Maßnahmenflächen ein Mindestabstand 
  von etwa 100 m einzuhalten.
- Einzelne Maßnahmenflächen sind in einer zusammenhängenden Wirtschaftseinheit von 
  mindestens 10.000 m² vorzusehen 
- Die intensive Grünlandnutzung ist in eine extensive Flächenbewirtschaftung zu überführen. 
  Hierbei ist die Flächendüngung einzustellen, eine Bewirtschaftungsruhe zwischen dem 
  15.03. und dem 01.07. einzuhalten und die Grünlandwirtschaft auf 2 bis 3 Mahdeingriffe zu 
  begrenzen. Alternativ oder ergänzend ist die Wechselweidewirtschaft außerhalb der 
  prioritären Vogelbrutzeit zulässig (ab 01.07.).
Die festgesetzten Artenhilfsmaßnahmen können innerhalb des Flächenpools regelmäßig 
zwischen dem 01.09. und dem 01.03. (außerhalb der Vogelbrutzeit) verlagert werden.

3.16

3.17

3.18

3.19

3.20

3.21

Passive Schallschutzmaßnahmen
Im Rahmen der Gebäudegliederung und –ausrichtung auf Grundstücken, die unmittelbar 
an die Bundesstraße B8 oder die Haupterschließungsachse des Gewerbeparkes (Straßen-
abschnitt zwischen der Einmündung in die B8 und dem Kreisverkehr) angrenzen, sind 
immissionsschutzfachlich schutzwürdige Nutzungen (z. B. Büroräume) in Gebäudeteilen 
vorzusehen, die den betreffenden Straßenzügen abgewandt oder mit geeigneten, baulichen 
Schallschutzvorkehrungen ausgestattet sind (vgl. zeichnerische Festsetzung 1.22).

3.22

Technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Naturraumtypische Straucharten
- Corylus avellana (Haselnuss)
- Cornus sanguinea (Roter Hartriegel)
- Crataegus laevigata (Zweigr. Weißdorn)
- Crataegus monogyna (Eingr. Weißdorn)
- Prunus spinosa (Schwarzdorn)
- Rosa canina (Hundsrose)
- Rosa arvensis (Feldrose)
- Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)
- Sorbus aucuparia (Vogelbeere)
- Viburnum lantana (Wolliger Schneeball)

3. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
gem. § 9 Abs. 1 BauGB

Umgrenzung von Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB
hier: Passive Lärmschutzmaßnahmen (vgl. textliche Festsetzung 3.22)

1.22

Bauliche Schallschutzmaßnahmen
Die Erforderlichkeit und die Ausführung baulicher Schallschutzmaßnahmen sind 
vorhabenbezogen auf Grundlage der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) zu prüfen.
Für Geländeauffüllungen ist ausschließlich unbelastetes Material (Z0 LAGA) heranzuziehen.
Umgang mit Dach- und Oberflächenwasser
Dach- und Oberflächenwasser, das auf Gebäuden und außerhalb betrieblicher Umgangs-
flächen anfällt, sollte unter Beachtung der wasserrechtlichen und wasserwirtschaftlichen
Bestimmungen innerhalb der Baugrundstücke auf fachgerecht vorbereiteten Grünflächen 
zurückgehalten, versickert, verdunstet oder als Brauchwasser gespeichert werden.
Bei der Planung von Anlagen zum Umgang mit Niederschlagswasser sind die quantitativen 
und qualitativen Anforderungen und Vorgaben des DWA-Merkblattes M 153 
„Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ zu beachten.
Vorhabenbezogene Freiflächengestaltungsplanung
Im Rahmen nachgeordneter Vorhabengenehmigungsverfahren sollten auf Grundlage der
bauleitplanerischen Festsetzungen qualifizierte, vorhabenbezogene Freiflächengestaltungs-
pläne unter besonderer Berücksichtigung der örtlichen Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege erarbeitet und als Bestandteil der Genehmigungsunterlagen vorgelegt 
werden. 
In diesem Zuge sollten die beabsichtige Freiflächengestaltung, Flächenversiegelungen, 
Wegeführungen, Bepflanzungen und Geländehöhen dargestellt werden. Hierdurch kann 
sicher gestellt werden, dass die im Bauleitplanverfahren definierten, grünordnerischen wie 
naturschutzfachlichen Entwicklungsmaßnahmen im Planungsgebiet fachgerecht konkretisiert 
und umgesetzt werden.
Allgemeiner Bodenschutz
Gemäß § 1a (2) BauGB ist auf den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden auch 
während der Bauarbeiten zu achten und die Bodenversiegelung auf das unbedingt 
erforderliche Ausmaß zu begrenzen. Bodenarbeiten sollten gemäß vorhandener Richtlinien 
(z. B. DIN 18915) ausgeführt werden. Die Inanspruchnahme von baulich bisher nicht 
beeinträchtigen Freiflächen während der Bauarbeiten ist auf das unbedingt notwendige Maß 
zu beschränken. Bodenkörper, die in Folge der Bauarbeiten Beeinträchtigungen aufweisen, 
sind wieder herzustellen. 
Unbelastetes Aushubmaterial, insbesondere anstehender Boden, sollte soweit möglich 
innerhalb des Baugebietes für den Massenausgleich eingesetzt werden. Fruchtbarer 
Oberboden, der im Zuge der baulichen Entwicklung des Planungsgebietes nicht erhalten 
oder verwertet werden kann, soll vorrangig der örtlichen Landwirtschaft für Bodenver¬
besserungsmaßnahmen zur Verfügung gestellt werden.
Allgemeiner Denkmalschutz
Sollten bei den Erschließungs- und Bauarbeiten im Baugebiet archäologische Funde wie 
Scherben, Knochen, auffällige Häufungen von Steinen, dunkle Erdverfärbungen o. ä. 
auftreten, sind diese Zufallsfunde an ihrer Fundstelle zu belassen und unverzüglich an das 
bayer. Landesamt für Denkmalpflege zu melden (Art. 8 DSchG).
Schutzzone der Hochspannungsfreileitung im östlichen Plangebiet
Baumaßnahmen und Geländeniveauveränderungen innerhalb des Schutzzonenbereiches 
(22 m beidseits der Trassenführung) der im südlichen Plangebiet verlaufenden Freileitung 
sind im Vorfeld grundsätzlich mit der bayernwerk AG abzustimmen.
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6. VERFAHRENSHINWEISE
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 09.11.2017 die Aufstellung 
des Bebauungs- und Grünordnungsplanes beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 06.12.2017 ortsüblich bekannt gemacht.

Marktheidenfeld  .............................                                    .......................................................
                                                                                      Helga Schmidt-Neder, 1. Bürgermeisterin

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung 
und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung 
vom 26.04.2018 wurde vom 28.06.2018 bis 13.08.2018 durchgeführt.

Marktheidenfeld  .............................                                    .......................................................
                                                                                    Helga Schmidt-Neder, 1. Bürgermeisterin

Zum Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 26.04.2018
wurden die Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 28.06.2018 bis
13.08.2018 beteiligt.

Marktheidenfeld  .............................                                    .......................................................
                                                                                      Helga Schmidt-Neder, 1. Bürgermeisterin

Der Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 06.12.2018 wurde 
mit Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 28.01.2019 bis 07.03.2019 
öffentlich ausgelegt.

Marktheidenfeld  .............................                                    .......................................................
                                                                                      Helga Schmidt-Neder, 1. Bürgermeisterin

Zum Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 06.12.2018 
wurden die Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 28.01.2019 
bis 07.03.2019 beteiligt.

Marktheidenfeld  .............................                                    .......................................................
                                                                                      Helga Schmidt-Neder, 1. Bürgermeisterin

Der Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 16.05.2019 wurde 
mit Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 01.07.2019 bis 02.08.2019 
öffentlich ausgelegt.

Marktheidenfeld  .............................                                    .......................................................
                                                                                      Helga Schmidt-Neder, 1. Bürgermeisterin

Zum Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 16.05.2019 
wurden die Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 01.07.2019 
bis 02.08.2019 beteiligt.

Marktheidenfeld  .............................                                    .......................................................
                                                                                      Helga Schmidt-Neder, 1. Bürgermeisterin

Die Stadt Marktheidenfeld hat mit Beschluss des Stadtrates vom 19.09.2019 
den Bebauungs- und Grünordnungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung 
vom 19.09.2019 als Satzung beschlossen.

Marktheidenfeld  .............................                                    .......................................................
                                                                                       Helga Schmidt-Neder, 1. Bürgermeisterin

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungs- und Grünordnungsplan wurde am ........................ 
gem. § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekanntgemacht mit dem Hinweis darauf, 
dass der Bebauungsplan mit Begründung zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Marktheidenfeld, 
Luitpoldstraße 17 während der allgemeinen Dienststunden bereitgehalten wird. 
Weiter wurde darauf hingewiesen, dass über den Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben wird.
Der Bebauungs- und Grünordnungsplan ist damit in Kraft getreten.

Marktheidenfeld  .............................                                    .......................................................
                                                                                      Helga Schmidt-Neder, 1. Bürgermeisterin

Bebauungs- und Grünordnungsplan
"Gewerbepark Söllershöhe, Altfeld"
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